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Vorwort Vorsitzender des Aufsichtsrates

Das abgelaufene Geschäftsjahr war für die Verkehrsinfra-

strukturfinanzierungsgesellschaft (VIFG) ein besonderes 

Jahr. Entsprechend dem vom Deutschen Bundestag er-

weiterten gesetzlichen Auftrag hat die VIFG im Jahr 2016 

erstmals den gesamten Zahlungsverkehr des Bundes für 

Erhalt, Bau und Betrieb seiner Straßenverkehrsinfrastruktur 

durchgeführt. Die über das Finanzmanagementsystem 

(FMS) der VIFG verausgabten rund 7,3 Mrd. Euro belegen: 

Der in dieser Legislaturperiode auf den Weg gebrachte 

Investitionshochlauf wirkt, auch wenn er für alle Akteure  

eine große Herausforderung bei seiner Umsetzung dar

stellt. Ich bin mir sicher, er wird in den nächsten Jahren zu  

einer nachhaltigen Steigerung der Qualität und Leistungs-

fähigkeit der Bundesfernstraßen führen.

Im Geschäftsjahr 2016 hat die VIFG ferner an der Umset-

zung der Projekte aus dem von Bundesminister Alexander 

Dobrindt initiierten Paket der „Neuen Generation Öffent-

lich-Privater-Partnerschaften“ intensiv mitgearbeitet. 

Durch ihre langjährige Erfahrung und ihr Fachwissen bei 

der Vorbereitung und Vergabe von Betreibermodellen im 

Bundesfernstraßenbau unterstützt die VIFG das Bundes-

ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) 

auch bei diesen für die Leistungsfähigkeit der Verkehrs-

infrastruktur wichtigen Projekten. Mit ihrer anerkannten 

Expertise ist die Mitarbeit der VIFG für das BMVI auch 

bei künftigen ÖPP-Projekten ein wichtiger Baustein für 

eine erfolgreiche Projektrealisierung.

Aus Sicht des Aufsichtsrates war es wichtig, dass sich das 

BMVI im Jahr 2016 bei der Bewältigung seiner Aufgaben 

im Bereich der Bundesfernstraßen auch auf die VIFG als 

zuverlässigen Dienstleister stützen konnte. Ich danke der 

Geschäftsführung für die in allen Bereichen vertrauens-

volle Zusammenarbeit. Mein besonderer Dank gilt den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, deren Engagement und  

Expertise Grundlagen für die erfolgreiche Arbeit waren. 

Den Leserinnen und Lesern des Geschäftsberichts 2016 

wünsche ich eine anregende Lektüre.

Karl-Heinz Görrissen 

Vorsitzender des Aufsichtsrates
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Vorwort Geschäftsführung

Das Geschäftsjahr 2016 war für die VIFG ein besonderes 

Jahr. Nach umfangreichen Vorarbeiten wurde entsprechend  

dem erweiterten gesetzlichen Auftrag zu Jahresbeginn 

die Komplettbewirtschaftung der Mittel für Erhalt, Bau 

und Betrieb der Bundesfernstraßen termingerecht aufge-

nommen. Insgesamt wurden im Jahr 2016 rund 7,3 Mrd. 

Euro für die Bundesfernstraßen über das Finanzmanage-

mentsystem (FMS) der VIFG verausgabt. Im Vergleich zu 

den Vorjahren hat sich damit das Finanzvolumen, für das 

die VIFG als Dienstleister des Bundes zur Erfüllung seiner 

finanziellen Baulast an den Bundesfernstraßen den Zah

lungsverkehr durchführt, mehr als verdoppelt. Hinter 

diesem Finanzvolumen stehen circa 530.000 Buchungs-

vorgänge, die über das FMS der VIFG von den rund 1.100 

angeschlossenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

der Auftragsverwaltungen, der DEGES und der VIFG mit 

hoher Qualität zu bearbeiten waren. Seit dem Jahr 2004 

sind damit rund 42,8 Mrd. Euro über das FMS der VIFG 

in Erhalt, Bau und Betrieb der Verkehrsinfrastruktur des 

Bundes geflossen.

Für das Bundesministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur (BMVI) wurde eine Vielzahl von Aufträgen 

im ÖPP-Bereich bearbeitet. Für die Projekte A3 in Bayern 

und A49 in Hessen – beide Projekte sind Teil der „Neuen 

Generation“ von ÖPP-Projekten im Bundesfernstraßenbau 

– hat die VIFG die vorläufige Wirtschaftlichkeitsunter-

suchung (vWU) abgeschlossen. Die Erstellung der vWU 

erfolgte jeweils auf Grundlage der vom BMVI erarbeiteten 

methodischen Grundlagen. Erstmals wurde der Nutzen-

vergleich auf Basis der Vorgaben im Bundesverkehrswege-

plan (BVWP) 2030 durchgeführt.

Die „Neue Generation“ sieht auch ein Erhaltungsmodell 

auf der BAB A4 in Thüringen vor. Hierbei steht die Lebens

zyklusleistung „Erhaltung“ im Mittelpunkt. Für dieses 

Modell hat die VIFG eine erste überschlägige Wirtschaft-

lichkeitseinschätzung (üWE) durchgeführt. Auch für 

das geplante ÖPP-Modell auf der Bundesstraße B247 in 

Thüringen ist die VIFG mit der Durchführung einer üWE 

beauftragt worden.

Bei den ÖPP-Projekten A7 in Niedersachsen, A6 in Baden-

Württemberg und A10/A24 in Brandenburg hat die VIFG 

an den Vergabeverfahren umfangreich mitgewirkt und 

sich hierbei auf die Themen Wirtschaftlichkeit und Finan-

zierung konzentriert.

Die Geschäftsführung dankt dem Gesellschafter und dem 

Aufsichtsrat für das im Jahr 2016 in die VIFG gesetzte 

Vertrauen und die erfolgreiche Zusammenarbeit. Unser 

aufrichtiger Dank gilt darüber hinaus auch in diesem Jahr 

unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, ohne deren 

Leistung die gesetzten Ziele nicht zu erreichen gewesen 

wären.

Martin Friewald

Geschäftsführer

Prof. Torsten R. Böger

Geschäftsführer
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Unternehmensstruktur

Das Team der VIFG

„Effizienz entsteht nicht durch Organisation,  
sondern durch Wettbewerb. Und genau deshalb sind  

ÖPP-Projekte wirtschaftlich und erfolgreich.“
Prof. Torsten R. Böger
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„Mit der Komplettbewirtschaftung bilden wir für den Bund  
den Investitionshochlauf bei den Bundesfernstraßen  

lückenlos und tagesaktuell ab.“
Martin Friewald

Gesellschafter

Bundesrepublik Deutschland (100 %)  

Vertreten durch das Bundesministerium  

für Verkehr und digitale Infrastruktur  

(BMVI)

Aufsichtsrat

Karl-Heinz Görrissen 

Vorsitzender  

Abteilungsleiter, Bundesministerium für Verkehr  

und digitale Infrastruktur 

Dr. Stefan Krause 

Stellv. Vorsitzender  

Ministerialdirektor, Bundesministerium für Verkehr  

und digitale Infrastruktur 

Eva-Maria Gsänger  

Regierungsdirektorin, Bundesministerium der Finanzen

Bettina Hagedorn  

Mitglied des Deutschen Bundestages 

Christian K. Murach  

Geschäftsführer der KfW IPEX-Bank GmbH

Eckhardt Rehberg  

Mitglied des Deutschen Bundestages

Prof. Torsten R. Böger

Martin Friewald

Geschäftsführung
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Nutzerfinanzierung als Grundlage

Mit der vorgesehenen Reform der Bundesfernstraßen

verwaltung beabsichtigt der Bund eine Effizienzsteigerung  

bei der Verwaltung der Bundesfernstraßen. Eine Lebens

zyklusbetrachtung der Bundesautobahnen sowie wirt-

schaftliche Gesichtspunkte sollen eine größere Rolle 

spielen. Daneben soll eine höhere Kosten- und Prozess

transparenz geschaffen werden. Ziel der Reform ist der  

Aufbau einer vollständigen Nutzerfinanzierung der Bundes

autobahnen mit einer Infrastrukturgesellschaft, die 

perspektivisch über ein sich selbst tragendes Geschäfts-

modell verfügt.

Eine konsequent an wirtschaftlichen Maßstäben ausge-

richtete Organisation der Bundesautobahnen bedarf einer 

klaren Strategie, die aus der verkehrspolitischen Gesamt-

strategie abgeleitet wurde. Der anstehende Strategie-

prozess muss die genannten Ziele aufgreifen und in ein 

normatives, strategisches und operatives Management 

überführen. Diese Aufgabe erfordert einen interdiszipli-

nären Ansatz. Neben die technische Kompetenz werden 

zunehmend betriebswirtschaftliche Aspekte treten. 

Beide Disziplinen sind für eine erfolgreiche Umsetzung 

sowohl der verkehrspolitischen Strategie als auch der 

daraus abgeleiteten Unternehmensstrategie unerlässlich 

und können in einer konstruktiven Zusammenarbeit einen 

Innovationsgewinn erzielen. 

Mit der im Geschäftsjahr 2016 eingeführten Bewirtschaf

tung aller Mittel, die der Bund für die Bundesfernstraßen  

zur Verfügung stellt und die durch die VIFG bewirtschaftet 

werden, ist ein erster Schritt in Richtung einer betriebs-

wirtschaftlichen Betrachtung der Bundesfernstraßen 

gegangen. Dieser betriebswirtschaftliche Gestaltungs-

ansatz kann mit der angestrebten Reform konsequent 

vorangetrieben werden.

Andreas Scharf

Prokurist, Kaufmännischer Leiter

„Effiziente Nutzerfinanzierung 
erfordert einen  

interdisziplinären Ansatz!“
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Finanzmanagement Bundesfernstraßen/Maut

Grundlagen der Tätigkeit und Aufgabenbereiche
Die wesentliche Aufgabe des Geschäftsbereichs „Finanz-

management Bundesfernstraßen/Maut“ ist die Durch

führung des Zahlungsverkehrs für Bau, Erhalt und Betrieb  

der Bundesfernstraßen. Durch das erste Gesetz zur Ände-

rung des Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschafts-

gesetzes (VIFGG) vom 21.12.2015 wurde der Aufgaben

bereich der VIFG ab dem Geschäftsjahr 2016 erweitert und 

somit seit dem Haushaltsjahr 2016 der Zahlungsverkehr 

für den Gesamtetat der Bundesfernstraßen mittels des 

Finanzmanagementsystems (FMS) der VIFG durchgeführt.  

Damit wird die Finanzierung der Bundesfernstraßen kon

sistent und vollständig innerhalb eines Bewirtschaftungs

systems abgebildet. Mit der einheitlichen Bewirtschaftung  

der Mittel für Erhaltung, Bau und Betrieb der Bundes-

fernstraßen ist ein deutlicher Informationsgewinn für 

Parlament und Regierung bezüglich der Mittelverwendung 

verbunden. 

Die VIFG hat im Jahr 2016 erstmalig den Zahlungs-
verkehr für den Gesamtetat der Bundesfern-
straßen – mit Ausnahme der zentral vom BMVI 
bewirtschafteten Mittel – durchgeführt. Die VIFG 
stellt weiterhin institutionell sicher, dass die 
Zweckbindung der Lkw-Maut gewährleistet ist.

Die Verteilung des Gebührenaufkommens aus der Lkw-Maut  

ist weiterhin integraler Bestandteil der Durchführung  

des Zahlungsverkehrs. Die gesetzliche Grundlage hierfür 

sind das Bundesfernstraßenmautgesetz (BFStrMG) sowie 

das VIFGG. Dort ist festgelegt, dass die Mautmittel –  

abzüglich der Systemkosten sowie der Aufwendungen für 

die sog. Harmonisierungsmaßnahmen – zweckgebunden 

für die Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur der Bundes

fernstraßen verwendet werden.

„Der erfolgreiche Schritt der VIFG  
zur Komplettbewirtschaftung  

der Mittel der Bundesfernstraßen 
sollte im Kontext angestrebter 
Reformen der Bundesautobahn-

verwaltung berücksichtigt werden.“

Jörg Bünning

Leiter Maut /Finanzsteuerung
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Die Systemkosten resultieren aus dem Betrieb des Maut

erhebungssystems und des Kontrollregimes sowie der 

Betreiberüberwachung. Harmonisierungsmaßnahmen sind 

Maßnahmen zugunsten des Güterkraftverkehrsgewerbes 

zur Angleichung der Wettbewerbsbedingungen in Europa.1

Die Ausgaben für die Bundesfernstraßen werden 
sowohl aus der Maut als auch aus Steuermitteln 
finanziert. Aus der Maut werden neben den Aus-
gaben für die Bundesfernstraßen auch System-
kosten und Aufwendungen für Harmonisierungs-
maßnahmen bestritten.

Bundesfernstraßen
Das Bundesfernstraßennetz umfasst per 31.12.2015 insge-

samt 51.296 Kilometer, davon sind rund 12.993 Kilometer 

Bundesautobahnen und 38.303 Kilometer Bundesstraßen.2 

Für die Maßnahmen des Bundesfernstraßenbaus liegt  

die finanzielle Straßenbaulast grundsätzlich beim Bund. 

Die Erfüllung der Sachaufgaben Bau, Ausbau, Erhaltung 

und Betrieb von Bundesfernstraßen übernehmen im  

Rahmen der Auftragsverwaltung die Bundesländer.

Das Bundesfernstraßennetz umfasst per 
31.12.2015 insgesamt 51.296 Kilometer, davon 
sind rund 12.993 Kilometer Bundesautobahnen 
und 38.303 Kilometer Bundesstraßen.

Ausgaben und Einnahmen für die Bundesfernstraßen 
im Jahr 2016
Für Bau, Erhaltung und Betrieb der Bundesfernstraßen 

wurden im Jahr 2016 rund 7,3 Mrd. Euro über das FMS der 

VIFG verausgabt. Für die VIFG bedeutet dies, dass sich 

das Finanzvolumen, für das die VIFG den Zahlungsverkehr 

durchführt, im Vergleich zu den Vorjahren mehr als ver-

doppelt hat. In den Vorjahren war die VIFG lediglich für 

die Durchführung des Zahlungsverkehrs aus den Einnahmen 

der Lkw-Maut zuständig. Dieses Budget belief sich in den  

Jahren 2010 bis 2015 auf eine Größenordnung von rund 

3,5 Mrd. Euro p.a. Der Zahlungsverkehr für die Mittel 

des Bundesfernstraßenbaus, die nicht aus der Lkw-Maut 

stammen, wurde bis zum Jahr 2016 über das HKR-Verfahren 

des Bundes durchgeführt.

Für Bau, Erhaltung und Betrieb der Bundesfern-
straßen wurden im Jahr 2016 rund 7,3 Mrd. Euro 
über das FMS der VIFG verausgabt.

Die Ausgaben von rund 7,3 Mrd. Euro stellen eine deut-

liche Steigerung der Investitionen in die Bundesfern

straßen dar. Im Vergleich zu den Ist-Ausgaben des 

Vorjahres sind die Ausgaben um nahezu 15 % gestiegen. 

Auch im Vergleich der Jahre 2010 bis 2014 stellt die  

Summe von rund 7,3 Mrd. Euro einen Höchstwert dar.

Wesentliche Verwendungszwecke im Rahmen von Bau, 

Erhaltung und Betrieb der Bundesfernstraßen sind:

•	Bedarfsplanmaßnahmen,

•	Erhaltungsmaßnahmen,

•	Maßnahmen für Bau und Erhaltung von Verkehrs

einrichtungen und Verkehrsanlagen,

•	Um- und Ausbaumaßnahmen,

•	Rastanlagen,

•	Lärmschutzmaßnahmen,

•	ÖPP-Projekte,

•	Betriebsdienst und

•	Zweckausgabenpauschalen.

Im Detail wurden die Ausgaben für die Bundesfernstraßen  

im Jahr 2016 wie folgt verwendet: siehe Abbildung 1 (S. 13).

Das Gesamtausgabenvolumen für die Bundesfernstraßen 

verteilt sich im Jahr 2016 wie folgt auf die Länder und die 

DEGES: siehe Abbildung 2 (S. 15).

1	 Im Zusammenhang mit der Einführung der Lkw-Maut hatten sich im Mai 2003 der Bundesrat, der Bundestag und die Bundesregierung darauf verständigt,  
zur Angleichung der Wettbewerbsbedingungen in Europa das deutsche Güterkraftverkehrsgewerbe mit einem jährlichen Harmonisierungsvolumen  
in Höhe von 600 Mio. Euro zu entlasten. Zum 1.1.2009 wurde die Harmonisierung in voller Höhe umgesetzt und die 600 Mio. Euro kommen dem deutschen 
Transportgewerbe über folgende Maßnahmen zugute: 
•	Absenkung der Kfz-Steuer auf das europarechtlich zulässige Mindestniveau (150 Mio. Euro/Jahr), 
•	ein Innovationsprogramm zur Förderung der Anschaffung besonders emissionsarmer schwerer Lkw (EEV, 100 Mio. Euro/Jahr), 
•	das Kleinbeihilfen-Programm („De-minimis“-Programm) zur Förderung der Sicherheit und Umwelt und 
•	das „Programm zur Förderung der Aus- und Weiterbildung, Qualifizierung und Beschäftigung“. 
Quelle: BMVI

2	 Quelle: BMVI, Verkehr in Zahlen, 45. Jahrgang, 2016/2017.
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136,6 Mio. Euro

VKE 
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UA/RA/LS 
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Abbildung 1: �Realisierte Ausgaben für Verkehrsinfrastruktur über die VIFG  
Stand Ende 12/2016: 7.303,9 Mio. Euro (Bundeshaushaltsplan 2016: 7.419,6 Mio. Euro)

BStr BAB

Andere 
88,2 Mio. Euro

BP	 – � Bedarfsplanmaßnahmen
ERH	 –  Erhaltung
NINV	–  Nicht-Investitionen
SON	 – � Sonstige (u. a. EKrG, Hochbau) 
VKE	 – � Verkehrseinrichtungen, -anlagen

UA/RA/LS 	– � Um- und Ausbau,  
Rastanlagen, Lärmschutz

Rundungsbedingte Abweichungen möglich

BAB	 –  Bundesautobahn 
BStr	 –  Bundesstraße
Andere	 –  u. a. Landes-, Gemeindestraße

BStr 
2.668,4 Mio. Euro

ERH 
1.251,5 Mio. Euro

ERH 
2.360,1 Mio. Euro

NINV 
504,0 Mio. Euro

NINV 
704,4 Mio. Euro

SON 
110,8 Mio. Euro

VKE 
109,9 Mio. Euro

UA/RA/LS 
211,8 Mio. Euro

BP 
559,8 Mio. Euro

BP 
1.050,2 Mio. Euro

BAB 
4.547,3 Mio. Euro

Summe 
7.303,9 Mio. Euro

© VIFG, Berlin
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Die VIFG ist auch zuständig für die Durchführung des 

debitorischen Zahlungsverkehrs, was im Wesentlichen die  

Zuordnung und Buchung von Zahlungseingängen, die 

Zahlläufe, die Kontoauszugsverarbeitung sowie die Durch

führung des vorgerichtlichen Mahnwesens beinhaltet. 

Im Jahr 2016 hatte die VIFG rund 80.000 debitorische 

Vorgänge zu bearbeiten. Das Gesamteinnahmevolumen  

im Bereich der Bundesfernstraßen belief sich auf rund 

530 Mio. Euro. Die Einnahmen wurden jeweils unverzüg-

lich an den Bund (Bundeskasse) ausgezahlt.

Gesamteinnahmevolumen in Höhe von rund  
530 Mio. Euro im Bereich der Bundesfernstraßen.

Die Durchführung des Zahlungsverkehrs hat die VIFG in  

enger Kooperation mit dem Bundesministerium für Verkehr 

und digitale Infrastruktur (BMVI) sowie den Straßenbau-

verwaltungen der Länder realisiert.

An das FMS der VIFG sind zur Durchführung des Zahlungs-

verkehrs alle 16 Länder in ihrer Funktion als Auftrags-

verwaltung (Verwaltung der Bundesautobahnen und 

Bundesstraßen durch die Länder im Auftrag des Bundes) 

sowie die DEGES (Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- 

und -bau GmbH) angeschlossen. Insgesamt nutzen damit 

aktuell rund 1.100 Mitarbeiter 3 der Auftragsverwaltungen 

das FMS der VIFG.

Rund 1.100 Mitarbeiter der Straßenbauverwal-
tungen der Länder (Auftragsverwaltung) nutzen 
das FMS der VIFG.

Mit der Komplettbewirtschaftung der Mittel des Bundes-

fernstraßenbaus ab 2016 ging für die VIFG eine deutliche 

Ausweitung des Volumens des Zahlungsverkehrs, der An

zahl der Geschäftsvorfälle sowie der Anwender des FMS 

in den Ländern einher. Im Jahr 2016 wurden im FMS der 

VIFG rund 530.000 Buchungsvorgänge 4 getätigt sowie 

eine ähnlich hohe Anzahl an Zahlungstransaktionen 

durchgeführt. Das FMS der VIFG umfasst entsprechende 

Reporting- und Controlling-Funktionalitäten.

Die komplette Bewirtschaftung der Mittel des 
Bundesfernstraßenbaus ging im Jahr 2016  
mit rund 530.000 Buchungsvorgängen einher.

Die Ausgaben des Bundesfernstraßenbaus werden im  

Rahmen der Komplettbewirtschaftung durch die VIFG auch 

im Bundeshaushalt stetig und angemessen abgebildet.

Verkehrsinfrastrukturausgaben über die VIFG seit 2004
In den Jahren 2004 bis 2010 wurden auch Projekte der  

Eisenbahnen des Bundes und der Bundeswasserstraßen  

anteilig aus der Lkw-Maut finanziert. Seit dem 1.1.2011 

werden alle Einnahmen aus der Lkw-Maut für den Ver-

kehrsträger Straße verwendet. Damit wurde der erste 

Schritt zur Realisierung des Finanzierungskreislaufs Straße  

umgesetzt. Im Jahr 2016 erfolgte erstmalig die Komplett-

bewirtschaftung der Mittel des Bundesfernstraßenbaus, 

woraus sich der deutliche Anstieg der Ausgaben von 2015 

zu 2016 erklärt (siehe Abbildung 3, S. 15).

Seit Gründung wurden über die VIFG rund 43 Mrd. 
Euro für die Verkehrsinfrastruktur des Bundes 
verausgabt.

Mauteinnahmen und Mautverwendung
Im Jahr 2016 wurden Mauteinnahmen in Höhe von rund 

4,603 Mrd. Euro realisiert. Dies entspricht rund 99,4 % des  

Planansatzes, der sich auf 4,629 Mrd. Euro belief (siehe 

Abbildung 4, S. 17).

In 2016 wurden aus diesen Mauteinnahmen Ausgaben  

in Höhe von rund 3,52 Mrd. Euro für den Bau und Erhalt  

der Bundesfernstraßen getätigt. Ein Großteil dieser 

Mittel wurde in die Bundesautobahnen investiert. Der 

Schwerpunkt der Investitionsmaßnahmen liegt im 

Erhaltungsbereich.

Investitionen in die Bundesfernstraßen aus der 
Lkw-Maut von rund 3,52 Mrd. Euro in 2016.

Weiterhin wurden aus den Mauteinnahmen die System- 

und Kontrollkosten des Mauterhebungssystems mit rund 

590 Mio. Euro, die Harmonisierungsmaßnahmen mit rund 
3	 Quelle: Nutzerverwaltung der VIFG.

4	 Quelle: FMS der VIFG.
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Land Ausgaben (IST) (in Euro) relativer Anteil

Baden-Württemberg 792.513.203,42 10,85 %

Bayern 1.630.961.907,60 22,33 %

Berlin 124.043.847,93 1,70 %

Brandenburg 245.881.224,97 3,37 %

Bremen 64.073.622,97 0,88 %

Hamburg 272.220.503,81 3,73 %

Hessen 752.968.651,92 10,31 %

Mecklenburg-Vorpommern 217.178.917,26 2,97 %

Niedersachsen 664.258.770,67 9,09 %

Nordrhein-Westfalen 1.095.965.500,29 15,01 %

Rheinland-Pfalz 446.128.670,57 6,11 %

Saarland 114.996.745,12 1,57 %

Sachsen 235.151.323,81 3,22 %

Sachsen-Anhalt 229.276.081,07 3,14 %

Schleswig-Holstein 178.974.260,68 2,45 %

Thüringen 164.433.481,17 2,25 %

DEGES 74.832.936,98 1,02 %

Summe 7.303.859.650,24 100 %

Abbildung 2: �Auftragsverwaltungen und DEGES: Ausgaben Bundesfernstraßen im Jahr 2016 
Ausgaben (IST) per 31.12.2016

Abbildung 3: Ausgaben über die VIFG in Mio. Euro (ab 2016 Maut und Steuermittel)

Jahr Straße Schiene Wasserstraße Summe

2004 1.114,7 246,7 271,1 1.632,5 

2005 1.755,0 450,3 312,1 2.517,4 

2006 1.297,7 682,5 227,2 2.207,4 

2007 1.091,0 954,4 265,2 2.310,6 

2008 1.311,9 1.059,4 369,0 2.740,3 

2009 2.099,9 1.104,4 441,8 3.646,1 

2010 2.041,4 1.031,9 379,8 3.453,1 

2011 3.311,5 3.311,5 

2012 3.484,9 3.484,9 

2013 3.370,9 3.370,9 

2014 3.431,4 3.431,4 

2015 3.340,2 3.340,2

2016 7.303,9 7.303,9

Gesamt 34.944,4 5.529,6 2.266,2 42.750,2 

Rundungsbedingte Abweichungen möglich

© VIFG, Berlin

© VIFG, Berlin
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180 Mio. Euro und die Kfz-Steuerentlastung mit rund  

150 Mio. Euro geleistet.5 Weiterhin zu berücksichtigen ist 

ein Mautguthaben in Höhe von rund 310 Mio. Euro, das  

in Folgejahren für Ausgaben in die Bundesfernstraßen zur 

Verfügung steht.6 In 2016 stand auch ein Guthaben aus 

Vorjahren zur Verfügung.

Seit 2010 belaufen die Mauteinnahmen sich auf einem 

Niveau von rund 4,4 bis 4,6 Mrd. Euro p.a. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass der durchschnittliche Mautsatz je 

Kilometer weiterhin rückläufig ist. Ebenso ist die Tarif

änderung aufgrund des aktuellen „Wegekostengutachtens 

2013–2017“ zu berücksichtigen, die zu einer Absenkung 

der Mautsätze führte, sodass der durchschnittliche 

Mautsatz von rund 15,9 Cent im Jahr 2014 auf rund 14,7 

Cent im Jahr 2015 gesunken ist. Im Jahr 2016 hat sich 

der durchschnittliche Mautsatz abermals auf 14,2 Cent 

abgesenkt. Die Gründe für das weitere Absinken des 

Durchschnittsmautsatzes liegen im Wesentlichen in der 

Zusammensetzung der Gesamtflotte der mautpflichtigen 

Lkw. Im Zuge der Einführung der Maut haben Speditions

unternehmen ihre Fahrzeugflotte kontinuierlich opti-

miert. Es werden emissionsärmere Lkw der günstigeren 

Schadstoffklassen eingesetzt, die mit niedrigeren Maut-

sätzen korrespondieren. Auch die Auslastung der Lkw 

wurde optimiert. So werden beispielsweise zunehmend 

Leerfahrten vermieden, sodass mit weniger Fahrten mehr 

Güter transportiert werden können.

Aus Einnahmesicht werden Anteile der Absenkung des 

Mautsatzes durch steigende Fahrleistungen kompensiert.

Die mautpflichtige Fahrleistung der schweren Nutzfahr-

zeuge war bereits im Zeitraum 2009 bis 2014 deutlich 

ansteigend (siehe Abbildung 5, S. 17). Der weitere Fahrlei-

stungsanstieg in den Jahren 2015 und 2016 ist auch auf 

die Ausweitung der Maut auf weitere rund 1.100 Kilome-

ter Bundesstraßen ab dem 1.7.2015 sowie die Ausweitung 

der Mautpflicht auf Fahrzeuge ab 7,5 t seit dem 1.10.2015 

zurückzuführen.

Im Jahr 2016 legten mautpflichtige schwere Nutzfahrzeuge 

rund 32,5 Mrd. Kilometer auf dem gebührenpflichtigen 

Streckennetz in Deutschland zurück. Dies bedeutet einen 

Zuwachs von rund 9 % gegenüber dem Vorjahr und ist 

damit die höchste jährliche Fahrleistung seit der Einfüh-

rung der Lkw-Maut.7

FMS der VIFG
Der Zahlungsverkehr mit Mautmitteln für den Bau und Er-

halt von Bundesfernstraßen wird mittels des FMS der VIFG 

durchgeführt. Das FMS basiert auf einem ERP-System.8  

Somit sind Zukunftsfähigkeit und Möglichkeiten der Weiter

entwicklung des FMS auch in technischer Hinsicht auf 

hohem Niveau möglich und gewährleistet.

Die VIFG stellt höchste Ansprüche an die IT-Sicherheit. 

Diesen Anforderungen werden sowohl die IT-Architektur 

als auch die IT-Verfahren gerecht. Die IT-Systeme und 

IT-Verfahren der VIFG werden jährlich im Rahmen einer 

IT-Ordnungsmäßigkeitsprüfung von einer renommierten 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft untersucht. Die Rechen-

zentren sind entsprechend zertifiziert.

Beim FMS der VIFG handelt es sich um ein geschlossenes 

System mit tagesaktuellen und konsistenten Daten. Auf 

Basis der Daten im FMS der VIFG besteht die Möglichkeit, 

aktuelle und projektbezogene Berichte über die Mittel-

verwendung zu erstellen. Damit ist die VIFG in der Lage, 

die notwendige Transparenz über die Mautverwendung für 

den Bau und Erhalt der Bundesfernstraßen herzustellen.

Die Vorteile eines Reportings aus dem FMS liegen in der 

Verknüpfung der Mittelbereitstellung mit dem Zahlungs-

fluss. Systembedingte Inkonsistenzen können ausge-

schlossen werden.

Die Tabelle „Top 10“ 2016 (siehe Abbildung 6, S. 17)  

gibt einen Überblick über die zehn Einzelmaßnahmen des 

Jahres 2016 mit dem höchsten Ausgabevolumen. Sammel

maßnahmen und Betreibermodelle sind in der Tabelle 

nicht berücksichtigt.

Wesentliche Aufgaben im Bereich der Bewirtschaftung der 

Mittel des Bundesfernstraßenbaus lassen sich wie folgt 

zusammenfassen:

5+6	 Quelle: Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes – Mautnebenrechnung 2016.

7	 Quelle: BAG Mautstatistik Jahrestabellen 2016.

8	 Enterprise-Resource-Planning (ERP) ist ein Oberbegriff für Aufgaben der Unternehmenssteuerung und -planung.



Abbildung 4: Entwicklung Mauteinnahmen 2005–2016 (in Mrd. Euro) (Stand: Ende 12/2016)
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Abbildung 5: Fahrleistung schwerer Nutzfahrzeuge 2005–2016 (in Mrd. km)
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Abbildung 6: „Top 10“ 2016 (Einzelmaßnahmen ohne ÖPP) 

Maßnahme BfStr Land Ausgaben 2016 
(Euro)

Straßenbauplan 
Tab./lfd. Nr.

AD Neukölln – AS Am Treptower Park A100 BE 86.058.271,43 TAB. 2 / S0040

EMB AS München-Schwabing – AD Holledau, Fahrbahnerhaltungs
maßnahme und temporäre Seitenstreifenfreigabe zwischen  
AS Allershausen und AD Holledau (km 481, 212 – 497, 419), beide FR 

A9 BY 71.975.782,71 TAB. 5 / S0210

AS Helsa-Ost (m) – AS Hessisch Lichtenau-West (o) (VKE 12) (VDE-Projekt) A44 HE 70.975.851,05 TAB. 2 / S0047

Verlegung der Wilhelmsburger Reichsstraße B4/75 HH 52.629.330,78 TAB. 10 / S0454

AS Groß Warnow – AS Grabow (VKE 6) A14 MV 46.936.627,24 TAB. 2 / S0058

w Mainbrücke Randersacker – AS Heidingsfeld A3 BY 39.107.094,95 TAB. 1 / S0005

Halle/Steinhagen – Borgholzhausen A33 NW 36.766.593,72 TAB. 2 / S0065

Ortsumgehung Oberau mit Tunnel Oberau B2N BY 36.483.583,12 TAB. 3 / S0095

Düsseldorf/Ratingen (A3) – w Velbert (B227) A44 NW 36.234.363,87 TAB. 2 / S0066

AK Nürnberg-Süd (o) – AK Nürnberg-Ost (o) A6 BY 35.956.956,86 TAB. 1 / S0008

Summe 513.124.455,73

© VIFG, Berlin

© VIFG, Berlin

© VIFG, Berlin



18

•	Abbildung der Investitionsmittel für die Bundesfern-

straßen in einem Rechnungswesensystem,

•	Durchführung des kreditorischen und debitorischen 

Zahlungsverkehrs,

•	Abbildung der Einnahmen und Ausgaben für die Bundes-

fernstraßen im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 

(HKR) des Bundes,

•	Weiterleitung der Einnahmen an den Bund (Bundeskasse),

•	Sicherstellung von Transparenz über die Verwendung 

der Mittel des Bundesfernstraßenbaus (Mautmittel und 

Steuermittel),

•	Controlling und Reporting über die getätigten Ausgaben 

für die Bundesfernstraßen,

•	Gewährleistung und Weiterentwicklung einer geeigneten 

und sicheren IT-Infrastruktur zur Erfüllung der genann-

ten Aufgaben.

Das BMVI gibt für die einzeln in das FMS aufzunehmenden 

Maßnahmen – sog. Einzelmaßnahmen – die Rahmenbe-

dingungen bzw. Aufnahmevoraussetzungen vor. Darüber 

hinausgehend können auf Wunsch der Auftragsverwal-

tungen weitere Maßnahmen einzeln im FMS bewirtschaftet 

werden.

Die Auftragsverwaltungen melden dementsprechend die 

Maßnahmen direkt bei der VIFG an. Die VIFG agiert dabei 

als Koordinierungsstelle, d.h., sie prüft formal, ob die 

Maßnahmen die Aufnahmebedingungen erfüllen, und führt 

ggf. erforderliche Abstimmungen mit den Fachreferaten 

des BMVI und/oder den Auftragsverwaltungen durch. Sind 

alle Bedingungen für die Aufnahme erfüllt, legt die VIFG 

die Stammdaten im FMS an. Im Rahmen eines regelmäßig  

zu erstellenden Reportings wird das BMVI über die im 

festgelegten Berichtszeitraum neu aufgenommenen Maß-

nahmen informiert.

Die VIFG bildet im FMS die jeweiligen Budgets der Auftrags

verwaltungen (Verfügungsrahmen) für die Bundesfern-

straßen ab. Zusätzlich werden zumindest für Einzelmaß

nahmen des Straßenbauplans (ab Straßenbauplan 2016) 

die durch das BMVI genehmigten voraussichtlichen 

Gesamtausgaben im FMS abgebildet.

Die Auftragsverwaltungen und die DEGES buchen im FMS 

ihre Mittelbindungen (Verpflichtungen) und die jeweiligen 

Rechnungen in das System ein. Die VIFG führt den Zah-

lungsverkehr durch, überwacht den Mittelabfluss sowie 

die eingegangenen Verpflichtungen und übt somit gleich-

zeitig eine Controlling-Funktion bei der Bewirtschaftung 

der Haushaltsmittel und der Einzelmaßnahmen aus.

Die VIFG erstellt in Abstimmung mit dem BMVI regelmäßig  

folgende Informationen, die die Transparenz über die 

Bewirtschaftung der Mittel des Bundesfernstraßenbaus 

gewährleisten:

•	Monatlich:  
Monatsbericht an das BMVI mit folgenden Inhalten:

	 - �Ist-Ausgaben (länderbezogen je Haushalts- und  

Straßenbauplantitel)

	 - �Verfügungsrahmen (länderbezogen je Haushalts-  

und Straßenbauplantitel)

•	Vierteljährlich:
	 - Quartalsbericht an den Aufsichtsrat der VIFG

	 - �Berichte anlässlich der jeweiligen Aufsichtsrats

sitzungen

	 - �Reporting „Verkehrswegeinvestitionen des Bundes“ 

(Teil Bundesfernstraßen)

	 - �Bericht zu Ausgabenüberschreitungen der „genehmig

ten Kosten“ an das BMVI

•	Jährlich: Jahresbericht VIFG
	 - �Ist-Ausgabennachweis an das BMVI  

(Maßnahmen, Titel, Länder)

	 - �Bericht Verpflichtungsermächtigungen  

(Inanspruchnahme) an BMVI

	 - Ist-Ausgaben zu VDE-Projekten an BMVI

	 - Ist-Ausgaben zu ÖPP-Projekten an BMVI

	 - �Beitrag zum Bericht der Bundesregierung an den 

Deutschen Bundestag über die Tätigkeit der VIFG, 

einschließlich des Verwendungsnachweises für  

die Mautmittel an das BMVI.

Darüber hinaus stellt die VIFG auf Anforderung ad hoc 

gesonderte Informationen und Berichte zur Verfügung. 

Damit können heute insbesondere folgende Informationen 

zur Verfügung gestellt werden:

•	tagesaktuelle Zahlungsinformationen,

•	tagesaktuelle Inanspruchnahme von Verpflichtungs

ermächtigungen,

•	titelbezogene Informationen zu Ausgabemitteln und 

Verpflichtungsermächtigungen.

Die VIFG weist die zweckentsprechende Verwen-
dung der Mittel des Bundesfernstraßenbaus nach.
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Abbildung 7: Die VIFG als Akteur der Bundesfernstraßenfinanzierung

• �Träger der finanziellen Straßenbaulast  
der Bundesfernstraßen

• �Entscheidung über den Betrieb des  
Mautsystems („make or buy”)

• �Refinanzierung des Mauterhebungssystems  
(Betreiberentgelt etc.)

• �Errichtung und Betrieb  
der Bundesfernstraßen

• Errichtung des Mauterhebungssystems

• Betrieb des Mauterhebungssystems

• �Finanzierung des Mauterhebungssystems  
(mittels Gesellschafter)

• Einnahmeerhebung

• Kontrolle (Enforcement)

• Betreiberüberwachung

• Gesetzgebung

• Kontrolle der Regierungsarbeit

• �Durchführung des kompletten  
Zahlungsverkehrs für Ausgaben der BFStr

• �Zweckbindung der Einnahmen aus der  
Lkw-Maut

• Transparenz der Mittelverwendung

Bundesländer und DEGES 
(Auftragsverwaltung)

© VIFG, Berlin



20

Kommunikation mit den Auftragsverwaltungen und 
Nutzerbetreuung
Den rund 1.100 Nutzern des FMS steht die VIFG täglich  

über eine Hotline für Fragen rund um das FMS zur Ver

fügung. Die VIFG führt zudem Schulungen für Nutzer des  

FMS bei den Auftragsverwaltungen vor Ort und bei der 

VIFG in Berlin durch. Eine enge Kommunikation mit den 

Auftragsverwaltungen ermöglicht der VIFG, das FMS kon-

tinuierlich zu verbessern.

Die enge Kooperation mit den Auftragsverwal-
tungen sowie die Betreuung der Nutzer des FMS 
sind wesentliche Faktoren für eine erfolgreiche 
Komplettbewirtschaftung der Mittel des Bundes-
fernstraßenbaus.

Auch die Ausweitung der Tätigkeit hin zur Komplett

bewirtschaftung der Mittel des Fernstraßenbaus konnte 

nur in enger Kooperation mit den Auftragsverwaltungen 

erfolgreich realisiert werden.

Weiterentwicklung des FMS
Die VIFG entwickelt das FMS auf der Grundlage klar defi-

nierter und dokumentierter Prozesse sowie unter Berück-

sichtigung neuer Anforderungen kontinuierlich weiter. 

Der Fokus liegt dabei insbesondere auf der Erhöhung von 

Prozesseffizienzen, der Reduktion der Fehleranfälligkeit, 

der Gewährleistung der Systemsicherheit, der Erleichterung 

der Handhabung für die Nutzer und bei Bedarf auf der 

Erweiterung von Funktionalitäten.

Im Jahr 2016 hat die Bundesregierung den „Entwurf eines  

Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanz-

ausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung 

haushaltsrechtlicher Vorschriften“ beschlossen. Dieser 

Entwurf steht im Zusammenhang mit dem Entwurf eines  

Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 90, 

91c, 104b, 104c, 107, 108, 109a, 114, 125c, 143d, 143e, 

143f, 143g GG). Von diesen angestrebten Gesetzesänderun

gen sind Organisation und Verfahren der Aufgabenwahr-

nehmung im Bereich der Bundesfernstraßen maßgeblich 

betroffen, da im Kern für den Bereich der Bundesauto-

bahnen eine Abkehr von der Auftragsverwaltung (Art. 90 GG)  

und die Schaffung von zentralen Zuständigkeiten (in  

der Form einer Bundesautobahngesellschaft) angestrebt 

werden. Damit ist die Frage nach der künftigen Ausge-

staltung der VIFG aufgeworfen.

Der erfolgreiche Schritt der VIFG hin zur Kom-
plettbewirtschaftung der Mittel des Bundes-
fernstraßenbaus sollte auch im Kontext der 
angestrebten Reformen im Bereich der Bundes-
autobahnverwaltung berücksichtigt werden. Die 
Bezahlung der Auftragnehmer im Bundesfern-
straßenbau muss stetig gewährleistet sein. Die 
Ausgaben des Bundesfernstraßenbaus werden  
im Rahmen der Komplettbewirtschaftung durch 
die VIFG auch im Bundeshaushalt stetig und 
angemessen abgebildet.

Weitere Aufgaben des Bereichs Finanzmanagement 
Bundesfernstraßen/Maut
Die VIFG brachte auch im Jahr 2016 ihre Erfahrung aus  

der Bewirtschaftung der Mittel des Bundesfernstraßenbaus 

in weitere Themengebiete der Finanzierung der Bundes-

fernstraßen ein. Beispielsweise wirkt die VIFG als eine 

institutionelle Komponente des „Gesamtsystems Nutzer-

finanzierung“ bei der Entwicklung von Informations-  

und Controlling-Systemen im Kontext der Bundesfern

straßenfinanzierung mit.

Zudem ergeben sich unterjährig unterschiedliche Projekte 

aufgrund der an die VIFG herangetragenen Anforderungen 

seitens der Bundesländer und des BMVI hinsichtlich  

der Erweiterungen von Serviceleistungen in spezifischen 

Bereichen.

Die VIFG steigert kontinuierlich die Qualität und den 

Umfang ihres Dienstleitungsangebots.

Die VIFG wirkt kontinuierlich bei der  
Weiterentwicklung des „Gesamtsystems  
Bundesfernstraßen“ mit.
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Infrastrukturprojekte und Finanzierung

Im Geschäftsjahr 2016 konnte der Financial Close (FC) für 

das Projekt der BAB A94 in Bayern und für die BAB A6  

in Baden-Württemberg erreicht werden. Für die BAB A94  

hat die VIFG erstmalig die kompletten Phasen der Wirt

schaftlichkeitsuntersuchung (WU) von der überschlägigen  

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (üWE) bis zur nach

gelagerten Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bearbeitet.

1. Projektentwicklung und Wirtschaftlichkeits
untersuchung/Projektvorbereitung
Für das ÖPP-Projekt A3 in Bayern – ein Projekt aus der 

„Neuen Generation“ von ÖPP-Projekten im Bundesfern-

straßenbau – wurde die vorläufige Wirtschaftlichkeits

untersuchung (vWU) abgeschlossen. Die Gesamtlänge des 

Verfügbarkeitsmodells A3 beträgt ca. 76 Kilometer. Der 

Ausbau der BAB A3 beginnt mit der Verbreiterung der 

Richtungsfahrbahn „Nürnberg“ östlich des AK Biebelried 

bis zur Mainbrücke Dettelbach auf drei Fahrstreifen. In 

diesem Abschnitt müssen nachträglich auch auf der Rich-

tungsfahrbahn „Frankfurt“ zwei Unterführungsbauwerke 

erneuert werden. Östlich der Mainbrücke Dettelbach 

wurde die BAB A3 in neun Projektabschnitte eingeteilt.

Sie führt durch die Naturräume des „Mittleren Maintals“ 

über das „Steigerwaldvorland“ und den „Steigerwald“  

in das „Mittelfränkische Becken“. Auf Grundlage der vom 

Fachberater des Bundes plausibilisierten Kostengrößen,  

Zulieferungen der Straßenbauverwaltung Bayern (Projekt-

beschreibung, Verfügbarkeitsverzeichnis), den Ergeb-

nissen des Risikoworkshops sowie den methodischen 

Grundlagen zur Erstellung von WUs hat die VIFG

•	das WU-Modell für den Kostenvergleich,

•	das Berechnungsmodell für die Risikobewertung,

•	das WU-Modell für den Nutzenvergleich,

•	den qualitativen Nutzenvergleich und

•	den vWU-Bericht

erstellt.

In der vWU zum ÖPP-Projekt A3 in Bayern wurde der Nutzen

vergleich erstmals auf Basis der Vorgaben im Bundes

verkehrswegeplan (BVWP) 2030 durchgeführt.

Für das geplante ÖPP-Erhaltungsmodell auf der BAB A4  
in Thüringen wurde von der VIFG auf Grundlage der von 

der Straßenbauverwaltung Thüringen und der DEGES 

Frank Ulber

Leiter Infrastrukturprojekte und Finanzierung

„Wirtschaftlichkeit,  
Finanzierung, Lebenszyklus

kosten und Risiken  
– Theorie trifft Praxis –,  
das ist das Spannende in  

unserem Geschäftsbereich!“



23



24

(Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH) 

übermittelten Daten eine erste üWE durchgeführt. Bei 

dem Projekt der A4 in Thüringen handelt es sich um ein 

Projekt der „Neuen Generation“ von ÖPP-Modellen im  

Bundesfernstraßenbau und dabei auch um ein Erhaltungs-

modell. Erhaltungsmodelle sind ÖPP-Modelle, bei denen 

die Lebenszyklusleistung „Erhaltung“ überwiegt und der 

Leistungsteil „Bau“ oder „Ausbau“ dagegen eher von 

geringerer Bedeutung ist. Von der VIFG war im Rahmen der 

üWE zu prüfen, unter welchen Rahmenbedingungen und 

Annahmen ein „Erhaltungsmodell“ wirtschaftlich umsetz-

bar ist. Dabei stellte sich konkret die Frage, inwieweit 

ein solches ÖPP-Modell für einen privaten Auftragnehmer 

„tragfähig“ ist und ob es auch wirtschaftlich im Public 

Sector Comparator (PSC)-ÖPP-Vergleich einer WU sein kann  

(der PSC stellt in diesem Zusammenhang die öffentliche 

Vergleichsvariante dar).

Für das geplante ÖPP-Projekt A49 in Hessen – ein weite

res Projekt aus der „Neuen Generation“ – wurde die vWU 

fertiggestellt und dem BMVI übersandt. Auf Grundlage der  

vom BMVI erarbeiteten methodischen Grundlagen, den von  

der Straßenbauverwaltung Hessen und der DEGES erstell

ten Kostendaten des Projekts, den Ergebnissen des Risiko

workshops, der Angaben zur Verfügbarkeit, der Projekt

beschreibung und der technischen Berichtsteile hat die VIFG

•	das WU-Modell für den Kostenvergleich,

•	das Berechnungsmodell für die Risikobewertung,

•	das WU-Modell für den Nutzenvergleich,

•	den qualitativen Nutzenvergleich und

•	den vWU-Bericht

erstellt.

Der Bundesrechnungshof hat die Erstellung der vWU zeit-

gleich geprüft und war auch bei der VIFG vor Ort.

Für das geplante ÖPP-Modell auf der Bundesstraße B247  
in Thüringen ist die VIFG gemäß dem Arbeitsprogramm 

ebenfalls mit der Durchführung einer üWE beauftragt 

worden. Hierbei ist auch zusätzlich zur ursprünglichen 

Planung die Entwicklung eines neuen Geschäftsmodelltyps 

vorzunehmen. Die VIFG hat auf Grundlagen von Daten  

der Straßenbauverwaltung Thüringen und der DEGES zu

nächst mögliche Projektzuschnitte hinsichtlich ihrer  

Eignung als ÖPP-Projekt analysiert und dann eine Auswahl 

von möglichen Realisierungsvarianten berechnet.

2. Projekte im Vergabeverfahren
Die VIFG begleitet auch die Vergabeverfahren für die 

ÖPP-Projekte und konzentriert sich dabei auf die Themen 

der Wirtschaftlichkeit und der privaten Finanzierung.  

Im Rahmen dieser Vergabeverfahren ist die VIFG auch in  

den Lenkungsgruppen, zur Unterstützung des Verhand-

lungsteams und im sog. Plausibilisierungsteam zur Plausi

bilisierung des Vergabevermerks vertreten.

Im Januar 2016 war die VIFG an der Vorbereitung und 

der Durchführung des Financial Close für das Verfügbar
keitsmodell A94 Forstinning – Marktl eingebunden.  

Bei einem FC wird die private Finanzierung abgeschlossen  

und es werden sämtliche Verträge unterzeichnet. Das 

Konzept des strukturierten Verhandlungsverfahrens sieht  

vor, dass im Zeitraum zwischen Zuschlag und FC der Auf

traggeber das Risiko über die Entwicklung des Referenz

satzes trägt. Am Tag des FC wird die private Finanzierung  

auf Grundlage des dann aktuell gültigen Referenzzins

satzes abgeschlossen. Da sich dadurch auch die Vergütung  

an den Privaten verändern kann, kann der Projektvertrag 

sowie sämtliche Finanzierungsverträge des Privaten  

erst zu diesem Zeitpunkt abgeschlossen werden. Beim FC 

für die A94 und der A6 haben sowohl die Bieter wie auch 

die Fachberater der Vergabestelle und ein Mitarbeiter  

der VIFG die Übertragung der tagesaktuellen Referenzzins-

sätze und die Ermittlung der endgültigen Höhe der Ver-

fügbarkeitsvergütung jeweils unabhängig durchgeführt.  

Diese endgültige Vergütung wurde dann im Projektvertrag 

aufgenommen und dieser dann anschließend unterzeich

net. Am 5.2.2016 hat dann unter Beteiligung von Bundes

verkehrsminister Alexander Dobrindt der feierliche erste 

Spatenstich für das ÖPP-Projekt A94 stattgefunden.

Nachdem für die ÖPP-Projekte A7 in Niedersachsen und A6 
in Baden-Württemberg die ersten Angebote im Rahmen 

des strukturierten Verhandlungsverfahrens bei den jewei-

ligen Straßenbauverwaltungen eingereicht wurden, konnten 

die Arbeiten zur Auswertung der Angebote abgeschlossen 

und die Bewerber informiert werden. Die VIFG hat bei  

der Prüfung und Wertung der Angebotsunterlagen zur 

Finanzierung mitgewirkt und an der Plausibilisierung der  

Dokumentation dieser Projektphase teilgenommen. Darüber 

hinaus ist an der Fortschreibung des PSC zur Aktualisie-

rung der WU gearbeitet worden. Im Rahmen der Fort-

schreibung werden die Kosten und die Risiken gegenüber 

den Annahmen aus der vWU aktualisiert und der jeweils 

gültigen Leistungsbeschreibung angepasst. Bei beiden 
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Projektdetails

Zeitplan Finanzierungs-Details

Abbildung 8: Das Verfügbarkeitsmodell A6

Streckenabschnitt AS Wiesloch/Rauenberg – AK Weinsberg

Länge
47,2 km (Betrieb und Erhaltung), einschl. 25,5 km Ausbau (2 Bauabschnitte, einschl.  
1,3 km Neckartalbrücke)

Projektvolumen 600 Mio. Euro; Haushaltsvolumen ca. 1,3 Mio. Euro

Auftragnehmer ViA6West GmbH & Co. KG (HochTief / DIF / Johann Bunte) http://via6west.de/

Kapitalgeber DZ Bank, KfW IPEX, L-Bank (Förderbank BW), MUFG, BTMU sowie EIB

Berater Finanzierung UniCredit

Berater Recht Freshfields

Status In Bau

Ausschreibung September 2014

Shortlist Januar 2015

BAFO August 2016

Financial Close Dezember 2016

Vertragsbeginn Januar 2017

Bauzeit ca. 5,5 Jahre

Fremdkapital (total) –

• Projektanleihe 57 Mio. Euro

• EIB Fazilität 300 Mio. Euro

• Laufzeit 30 Jahre

• �kurzfristige 
Fazilität

k. A.

• �Anschubfinanzie-
rung (netto)

270 Mio. Euro
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Quelle: Dealogic / Infra-News / EIB / BMVI / ViA6West	 Stand: März 2017

Weitere Informationen zur Finanzierung wurden 
nicht veröffentlicht

© VIFG, Berlin
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Projekten wurden nach Abschluss der Wertung der ersten 

Angebote die Verhandlungen mit den beiden bestgereihten  

Bietern aufgenommen. Die Verhandlungen wurden durch 

eine Lenkungsgruppe begleitet, um die für das Projekt 

wesentlichen Fragestellungen abzustimmen und den auf

traggeberseitigen Verhandlungsrahmen festzulegen. Die  

VIFG hat als Mitglied der Lenkungsgruppe im Wesent-

lichen die Finanzierungsthemen beurteilt. Nach Abschluss  

der Verhandlungen wurden die Bieter bei beiden Projekten 

aufgefordert, ein „best and final offer“ (BAFO) abzuge-

ben. Die VIFG hat bei der Prüfung und Wertung der BAFO-

Angebotsunterlagen zur Finanzierung mitgewirkt und  

an der Plausibilisierung der Dokumentation dieser Projekt

phase teilgenommen. Im Geschäftsjahr 2016 konnte für 

das Projekt der BAB A6 der Projektvertrag unterzeichnet  

werden und es erfolgte der FC (Unterzeichnung der Finan

zierungsverträge), beim Projekt BAB A7 ist der FC im 

ersten Quartal 2017 geplant.

Beim Verfügbarkeitsmodell BAB A10/A24 in Branden
burg wurden die Bewerber aufgefordert, die ersten Ange-

bote zu erarbeiten und im Januar 2017 abzugeben. Hierfür 

wurden den Bewerbern von der Vergabestelle die Vergabe

unterlagen für die Erstellung der ersten Angebote zur 

Verfügung gestellt. Die VIFG hat bei der Beurteilung des 

Teils „Finanzierung“ der Vergabeunterlagen mitgewirkt.

3. Bestandsprojekte
Mit Vertragsbeginn der ÖPP-Projekte im Bundesfernstraßen

bau wurde ein „systematisches Prüfverfahren“ als „Vertrags-

management der ÖPP-Projekte im Bundesfernstraßen

bereich“ eingerichtet. Hierzu werden durch die jeweiligen 

Straßenbauverwaltungen der Länder oder in deren Auftrag  

der DEGES Berichtsbeiträge mit entsprechenden Angaben 

zur technischen und finanziellen Umsetzung der jewei-

ligen ÖPP-Projekte an das BMVI übermittelt. Die VIFG ist 

mit der Durchführung dieser Berichterstattung zu den 

ÖPP-Projekten im Bundesfernstraßenbau beauftragt. Die 

Arbeiten für die Berichterstattung erfolgen in Abstimmung 

mit dem Referat StB 26 im BMVI. Die Berichterstattung 

zu den Bestandsstrecken für das Jahr 2014 ist abge-

schlossen. Mit der Berichterstattung für das Jahr 2015 

ist begonnen worden, sodass diese Berichterstattung in 

2017 abgeschlossen werden kann.

4. Kompetenzzentrum ÖPP/Fachthemen 
Die VIFG hat das Referat StB 26 zu methodischen Frage-

stellungen bei der Erstellung von WUs unterstützt. Dabei 

unterstützte die VIFG das BMVI, Referat StB 26, bei der 

Erstellung des Berichts für den Rechnungsprüfungsaus-

schuss des Deutschen Bundestages. Weiter gehörte dazu  

auch die Fortschreibung der Methodik für den Nutzen

vergleich im Rahmen von WUs für ÖPP-Projekte im Bundes

fernstraßenbereich, die durch den neuen BVWP 2030 

notwendig wurde.

Im BMVI wurde durch das Referat StB 26 eine „ÖPP-
Informationsveranstaltung“ über Projekte im Bundes-

fernstraßenbereich, die sich in der Vorbereitungsphase 

befinden, für die erstmals betroffenen Straßenbau-

verwaltungen der Länder durchgeführt. Hierzu zählte 

insbesondere auch die Vorstellung der Grundlagen zum 

„Verfügbarkeitsmodell“, welches bei den vergangenen 

ÖPP-Projekten – wie voraussichtlich auch bei den künfti-

gen Projekten – angewandt wurde. Ein Experte der VIFG 

hat hierbei einen Vortrag gehalten, in dem der Prozess 

der WU im Allgemeinen, die Grundzüge der Vergütung  

im Verfügbarkeitsmodell sowie das sog. „Verfügbarkeits-

verzeichnis“ vorgestellt wurden.

Das BMVI hat am 5.7.2016 das Innovationsforum Planungs-
beschleunigung gestartet. Es knüpft an die Arbeit der 

„Reformkommission für den Bau von Großprojekten“ an.  

Das Innovationsforum ist ein „Think Tank“, um die Planung 

und Genehmigung von Infrastrukturprojekten in Deutsch-

land zu beschleunigen. Ziel der Expertenrunde ist es 

auszuloten, wie Planungs- und Genehmigungsverfahren für 

Infrastrukturprojekte verkürzt werden können. Teilneh-

mer sind Vertreter aus Politik, Verbänden, Wissenschaft, 

Wirtschaft und Verwaltung. In den Sitzungen wurden u.a.  

Erfahrungen im Straßenbau sowie in den EU-Mitglied-

staaten diskutiert. Bis zum Frühjahr 2017 wird das 

Innovationsforum Empfehlungen vorlegen, die in zwei 

Facharbeitsgruppen erarbeitet wurden. Themenfelder 

sind insbesondere:

•	Optimierung von Verwaltungsabläufen, z. B. Bündelung  

behördlicher Kompetenzen, bessere behördliche 

Zusammenarbeit, Abschaffung von Doppelprüfungen, 

Digitalisierung der Verfahren (Building Information 

Modeling = BIM),

•	Optimierung naturschutzrechtlicher Prüfungen,  

z. B. stärkere Standardisierung, Vereinheitlichung von 

Mess- und Kartierungsmethoden.
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Projekte der Neuen Generation

Abbildung 9: Übersicht Projektauswahl *

Brandenburg A10/A24 (AS Neuruppin (A24) – AD Pankow/LGr BB (A10)) Vergabeverfahren

Bayern A3 (AK Biebelried – AK Fürth/Erlangen) Vergabeverfahren

Thüringen A4 (AS Gotha – LGr TH/SN)* In Vorbereitung

Baden-Württemberg A6 (AK Weinsberg – AK Feuchtwangen/Crailsheim)* In Vorbereitung

Bayern A8 (Rosenheim – Bundesgrenze D/A)* In Vorbereitung

Hessen A49 (AK Kassel-West – A5)* In Vorbereitung

Nordrhein-Westfalen A57 (AK Köln/Nord – AK Moers)* In Vorbereitung

Niedersachsen E233 (AS Meppen (A31) – AS Cloppenburg (A1))* In Vorbereitung

Thüringen B247 (Bad Langensalza – A38)* In Vorbereitung

Schleswig-Holstein / Niedersachsen A20 (Elbquerung)* In Vorbereitung

Niedersachsen / Hamburg A26 (Hamburg (A1) – Rübke (inkl. Hafenquerspange))* In Vorbereitung

* �Der Projektstart ist abhängig von der Schaffung des Baurechts und positivem Ergebnis der WU. 

A20

A26

E233

B247

A24

A57
A49

A4

A3

A6

A8

A10

© VIFG, Berlin
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Die VIFG ist in beiden Facharbeitsgruppen vertreten und 

bringt dort ihre Erfahrungen aus der Entwicklung und 

Begleitung von Infrastrukturprojekten und die Erkennt

nisse aus der „Reformkommission für den Bau von Groß

projekten“ ein.

Die VIFG beobachtet die wirtschaftlichen Entwicklungen 

in Europa sowie insbesondere in Deutschland und legt den  

Schwerpunkt dabei auf deren Auswirkung auf die ÖPP- 

Projekte und deren Finanzierungskonditionen und -struk-

turen. Die aktuellen Erkenntnisse werden als Finanzmarkt-
berichte zusammengefasst und auf der Internetseite  

der VIFG veröffentlicht.

Im Geschäftsjahr 2016 wurden drei Gutachten mit ÖPP-
relevanten Themen im Auftrag des BMVI, Referat StB 26, 

bearbeitet. Die VIFG hat diese Gutachten begleitet. Im 

Einzelnen umfassen diese Gutachten:

•	das Gutachten zur „Evaluierung der Wirtschaftlichkeits

untersuchungen“;

•	das Gutachten „Alternative Geschäfts-/Finanzierungs-

modellen bei ÖPP-Projekten im Bundesfernstraßen

bereich“, mit dem angestrebt wird, den Wettbewerb und  

die Beteiligung von mittelständischen Unternehmen an  

diesen ÖPP-Projekten zu fördern. Die Gutachtenerstel-

lung wurde durch einen Projektbeirat begleitet, in dem 

neben Wissenschaft und Verwaltung insbesondere die 

betroffenen Verbände der Finanz- und Bauwirtschaft 

vertreten waren. Die VIFG organisierte und leitete die 

Beiratssitzungen. Im Rahmen des Gutachtens wurden  

zwei Arbeitspakete untersucht. Im Rahmen der Bearbei-

tung des Arbeitspakets 1 (AP 1) wurden die derzeitigen 

ÖPP-Geschäftsmodelle (A- und V-Modell) analysiert 

(Ist-Analyse) und mögliche Modellmodifikationen,  

welche die Zugangsmöglichkeiten für den Mittelstand 

in den kommenden ÖPP-Projekten erhöhen sollen,  

vom Gutachter vorgeschlagen. Die Ergebnisse aus AP 1 

wurden bereits im Juni 2016 vor dem Beirat erörtert.  

Im Rahmen der Bearbeitung des Arbeitspakets 2 (AP 2)  

wurden zwei weitere ÖPP-Geschäftsmodelle für den 

Bundesfernstraßenbereich entwickelt. Hierbei handelt 

es sich um einen sog. „Funktionsbauvertrag +“ und ein 

reines Erhaltungsmodell. Ziel der Entwicklung dieser 

neuen Modelle ist, einen weiter gefassten Wettbewerb 

zu ermöglichen und die Beteiligung von mittelstän-

dischen Firmen zu unterstützen. Der Ergebnisbericht 

zum AP 2 wurde Mitte November 2016 im Rahmen der 

vierten Beiratssitzung präsentiert;

•	das Gutachten zur Untersuchung und Bewertung einer 

staatlichen Infrastrukturgesellschaft für den Bundes-

fernstraßenbereich nach dem Vorbild des dänischen 

Staatsgarantiemodells.

Die VIFG hat in diesem Jahr wieder den Seminarteil 

„Wirtschaftlichkeit“ im Rahmen des Verwaltungslehr-
gangs für Baureferendare des Straßenwesens im  

BMVI in Berlin durchgeführt.

Das PPP-Expert-Meeting ist ein internationaler Austausch  

öffentlicher Infrastrukturbeschaffer zwischen den Län-

dern Frankreich, Niederlande, Belgien und Deutschland. 

Die VIFG hat beim PPP-Expert-Meeting in den Arbeits-

gruppen „Finanzierung“ und „Vergabe“ teilgenommen. 

Der Schwerpunkt in der Arbeitsgruppe „Finanzierung“ lag 

auf den sich marktbedingt ändernden PPP-Kreditkondi-

tionen und auf den zahlreichen Refinanzierungen, die in 

den Ländern Belgien und Niederlande auf der Tagesord-

nung stehen. Hierzu fand ein umfangreicher Erfahrungs-

austausch statt. Die Arbeitsgruppe „Vergabe“ hat die 

unterschiedlichen Ansätze verfahrensleitender Kommu-

nikation mit den Bietern in Vergabeverfahren diskutiert. 

Darüber hinaus gab es Vorträge und Diskussionsrunden 

zu den Themen „Umsetzung der neuen EU-Vergaberecht-

linie“, BIM sowie neue Eurostat-Regeln. Die regelmäßig 

stattfindenden Treffen sind geprägt von dem direkten 

Erfahrungsaustausch zwischen den mit vergleichbaren 

Aufgaben betrauten Personen, was auch über die Treffen 

hinaus einen direkten und offenen Dialog ermöglicht, 

sowie frühzeitigem Informationsaustausch über markt

aktuelle Projektentwicklungen für künftige Infrastruktur-

beschaffungen.

Das Europäische PPP Kompetenzzentrum (EPEC), das bei  

der Europäischen Investitionsbank (EIB) angesiedelt ist, 

kam mit dem Vorschlag auf die VIFG zu, einen Workshop  

zu aktuellen Erkenntnissen bei ÖPP im Bereich der Straßen

verkehrsinfrastruktur durchzuführen. Die VIFG hat sich 

bereit erklärt, die Veranstaltung organisatorisch und in- 

haltlich durchzuführen und die Räumlichkeiten dazu zur 

Verfügung zu stellen. Anhand von vier Diskussionsrunden 

ist durch das Thema geführt worden und die VIFG hat die 

„Neue Generation von ÖPP-Projekten“ vorgestellt.
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AKTIVA in EUR 31.12.2016 31.12.2015

A.	ANLAGEVERMÖGEN

I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände

	� 1.	� Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und  
ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten

142.678,00 179.807,00

	� 2.	Geleistete Anzahlungen 37.647,50 0,00

180.325,50 179.807,00

II. Sachanlagen

	 Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 87.218,00 79.368,00

267.543,50 259.175,00

B.	UMLAUFVERMÖGEN

I.	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

	 1.	 Forderungen gegen Gesellschafter 81.781,51 213.590,84

	 2.	Sonstige Vermögensgegenstände 1.468,28 1.708,86

83.249,79 215.299,70

II.	Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 95.743,89 83.215,76

178.993,68 298.515,46

C.	RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 15.562,43 11.028,74

462.099,61 568.719,20

Treuhandvermögen 1.212.878,38 18.104.098,78

Bilanz 
zum 31. Dezember 2016
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PASSIVA in EUR 31.12.2016 31.12.2015

A.	EIGENKAPITAL

	 I.		  Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00

	 II.		 Gewinnvortrag 10.625,00 10.625,00

	 III.	Jahresüberschuss 2.500,00 2.500,00

38.125,00 38.125,00

B.	SONDERPOSTEN

	 Sonderposten für erhaltene Mittel zur Finanzierung 	des Anlagevermögens 267.543,50 259.175,00

C.	RÜCKSTELLUNGEN

	 Sonstige Rückstellungen 130.955,00 147.655,00

D.	VERBINDLICHKEITEN

	 1.	Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  
		  -	davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: EUR 12.496,32  
			   (Vorjahr: EUR 86.374,40)

12.496,32 86.374,40

	 2.	Sonstige Verbindlichkeiten  
		  -	davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr:  
			   EUR 12.979,79 (Vorjahr: EUR 37.389,80) 
		  -	davon aus Steuern: EUR 8.691,19 (Vorjahr: EUR 31.617,55) 
		  -	davon im Rahmen der sozialen Sicherheit:  
			   EUR 4.288,60 (Vorjahr: EUR 1.539,33) 

12.979,79 37.389,80

25.476,11 123.764,20

462.099,61 568.719,20

Treuhandverbindlichkeiten 1.212.878,38 18.104.098,78
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EUR 2016 EUR 2015

Umsatzerlöse 3.204.863,99 2.975.339,07

Sonstige betriebliche Erträge 
	� davon Erträge aus der Auflösung des Sonderpostens für erhaltene Mittel zur 

Finanzierung des Anlagevermögens EUR 85.499,07 (Vorjahr: EUR 51.544,27)

132.648,43 91.081,11

Personalaufwand

	 Löhne und Gehälter 1.631.783,68 1.482.267,15

	� Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unter
stützung davon für Altersversorgung EUR 24.279,53 (Vorjahr: EUR 49.369,81)

254.260,16 247.560,56

1.886.043,84 1.729.827,71

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des  
Anlagevermögens und Sachanlagen

85.412,07 51.544,27

Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.362.387,07 1.277.311,47

Zinsen und ähnliche Aufwendungen  
	� davon aus Abzinsung EUR 0,00 (Vorjahr: EUR 600,56)

0,00 3.943,08

Ergebnis nach Steuern 3.669,44 3.793,65

Sonstige Steuern 1.169,44 1.293,65

Jahresüberschuss 2.500,00 2.500,00

Gewinn- und Verlustrechnung 
für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2016
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I.	Allgemeine Angaben

Dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 liegen gemäß 

gesellschaftsvertraglicher Regelungen die Vorschriften 

des Handelsgesetzbuches über die Rechnungslegung von  

großen Kapitalgesellschaften zugrunde sowie die ergän-

zenden Vorschriften des Gesetzes betreffend die Gesell-

schaften mit beschränkter Haftung.

Für die Erstellung des Jahresabschlusses wurden die 

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze des Vorjahres 

unverändert angewendet.

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem  

Gesamtkostenverfahren aufgestellt.

II. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Das Anlagevermögen wird zu Anschaffungskosten, ver-

ringert um planmäßige Abschreibungen, ausgewiesen. 

Ab dem Jahr 2006 sind erforderliche Investitionen durch 

das vereinbarte Dienstleistungsentgelt zu finanzieren. 

Der darin enthaltene Anteil für die Finanzierung des 

Anlagevermögens wird gesondert in einem Sonderposten 

ausgewiesen, der über die Nutzungsdauer des Anlage

vermögens aufgelöst wird.

Die immateriellen Vermögensgegenstände und das Sach

anlagevermögen wurden zu Anschaffungskosten, ver-

mindert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt. Die 

durchschnittliche Nutzungsdauer wird bei den immateri

ellen Vermögensgegenständen mit 3 bzw. 5 Jahren ange-

nommen, bei den Sachanlagen zwischen 3 und 13 Jahren.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände 

wurden mit ihrem Nennbetrag, ggf. vermindert um Wert-

minderungen, bewertet und ausgewiesen. 

Die liquiden Mittel wurden zum Nominalwert angesetzt. 

Die Rechnungsabgrenzungsposten beinhalten Ausgaben  

bzw. Einnahmen vor dem Bilanzstichtag, soweit sie Auf

wand bzw. Ertrag für eine bestimmte Zeit danach darstellen.

Die sonstigen Rückstellungen wurden in Höhe des nach 

vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen 

Erfüllungsbetrages angesetzt und berücksichtigen alle 

ungewissen Verbindlichkeiten und erkennbaren Risiken. 

Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als  

einem Jahr wurden mit den ihrer Laufzeit entsprechenden 

durchschnittlichen Marktzinssätzen der vergangenen 

sieben Jahre, die von der Deutschen Bundesbank bekannt 

gegeben werden, abgezinst.

Die Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungsbetrag 

ausgewiesen.

III. Erläuterungen zur Bilanz

Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen
Die Entwicklung des Anlagevermögens für das Geschäfts-

jahr 2016 ergibt sich aus dem Anlagespiegel.

Forderungen, sonstige Vermögensgegenstände und  
Rechnungsabgrenzungsposten 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände 

haben unverändert eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr. 

Aus dem laufenden Geschäftsverkehr besteht eine Forde

rung gegen die Gesellschafterin in Höhe von EUR 81.781,51  

(Vorjahr: EUR 213.590,84), die mitzugehörig zu den son-

stigen Vermögensgegenständen ist.

Der Rechnungsabgrenzungsposten beinhaltet Voraus

zahlungen auf sonstige betriebliche Aufwendungen für 

das Geschäftsjahr 2017.

Anhang
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Eigenkapital
Das gezeichnete Kapital (Stammkapital) ist unverändert. 

Der Gewinnvortrag hat sich wie folgt entwickelt:

EUR

Stand am 31.12.2015 10.625,00

Jahresüberschuss 2015 2.500,00

Stand am 01.01.2016 13.125,00

Ausschüttung 2016 2.500,00

Stand am 31.12.2016 10.625,00

Sonderposten
Der Sonderposten wurde für erhaltene Mittel zur Finanzie-

rung des Anlagevermögens gemäß Geschäftsbesorgungs-

vertrag gebildet. Die Auflösung erfolgt entsprechend den 

Abschreibungen des hiermit finanzierten Anlagevermögens.

Rückstellungen
Die sonstigen Rückstellungen betreffen wie im Vorjahr aus-

stehende Rechnungen im Zusammenhang mit der Erstellung 

und Prüfung des Jahresabschlusses 2016 sowie im Wesent-

lichen ungewisse Verpflichtungen gegenüber dem Personal.

Verbindlichkeiten
Bei den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

handelt es sich wie im Vorjahr ausschließlich um Verbind-

lichkeiten mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.

IV. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem 

Gesamtkostenverfahren aufgestellt. Die ausgewiesenen 

Umsatzerlöse beinhalten ausschließlich die Kosten

erstattung durch den Gesellschafter. Aus der erstmaligen  

Anwendung von § 277 Abs. 1 HGB i.d.F. des BilRUG er

geben sich für die Abgrenzung der Umsatzerlöse sowohl 

im laufenden als auch im vorangegangenen Geschäftsjahr 

keine Auswirkungen; insoweit ist die Vergleichbarkeit 

der in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen 

Umsatzerlöse gegeben.

Die sonstigen betrieblichen Erträge beinhalten Erträge 

aus der Auflösung des Sonderpostens in Höhe von  

EUR 85.499,07 (Vorjahr: EUR 51.544,27), es werden wie 

im Vorjahr keine periodenfremde Erträge ausgewiesen.

V.	Treuhandvermögen

Als Treuhandvermögen und -verbindlichkeiten werden das 

für den Treugeber auftragsgemäß verwaltete Vermögen 

und die entsprechenden Verbindlichkeiten ausgewiesen.

Sonstige finanzielle Verpflichtungen
Es bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen in Höhe 

von EUR 1.350.722,37 aus einem Mietvertrag mit einer 

festen Laufzeit bis Ende September 2022 (davon bis 1 Jahr:  

EUR 221.010,87; 1 – 5 Jahre: EUR 951.336,00; > 5 Jahre:  

EUR 178.375,50).

Es besteht ferner eine Verpflichtung aus einem Dienst

leistungsvertrag für den Betrieb des Finanzmanagement-

systems in Höhe von EUR 190.800,00 (davon bis 1 Jahr: 

EUR 190.800,00; 1 – 5 Jahre: EUR 0,00; > 5 Jahre: EUR 0,00).

Es besteht eine finanzielle Verpflichtung aus einem  

Wartungsvertrag für das IT Classic Netz in Höhe von  

EUR 10.800,00 (davon bis 1 Jahr: EUR 10.800,00;  

1 – 5 Jahre: EUR 0,00; > 5 Jahre: EUR 0,00).

Es besteht eine weitere Verpflichtung aus 4 Leasing

verträgen für Dienst-Kfz in Höhe von EUR 9.643,36  

(davon bis 1 Jahr: EUR 9.643,36; 1 – 5 Jahre: EUR 0,00;  

> 5 Jahre: EUR 0,00).

Es besteht eine weitere Verpflichtung aus einem Software-

Pflegevertrag mit KonicaMinolta für die Dokumentensoft-

ware ELO in Höhe von EUR 4.312,80 (davon bis 1 Jahr: 

EUR 4.312,80; 1 – 5 Jahre: EUR 0,00; > 5 Jahre: EUR 0,00).
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Weiterhin besteht eine finanzielle Verpflichtung in Höhe  

von EUR 11.991,00 aus einem Leasingvertrag für Kopierer,  

Faxgeräte und Arbeitsplatzdrucker mit einer festen Lauf-

zeit bis Februar 2018 (davon bis 1 Jahr: EUR 10.278,00; 

1 – 5 Jahre: EUR 1.713,00; > 5 Jahre: EUR 0,00).

Haftungsverhältnisse
Haftungsverhältnisse im Sinne des § 251 HGB bestehen 

zum Bilanzstichtag nicht.

VI. Sonstige Angaben

Mitarbeiter
Im Geschäftsjahr 2016 wurden – ohne die Geschäfts

führung – durchschnittlich 18,5 Arbeitnehmer beschäftigt.

Organe der Gesellschaft
Der Geschäftsführung gehörten im Kalenderjahr 2016 an:

Herr Prof. Torsten R. Böger, Dipl. Volkswirt, Hamburg

Herr Martin Friewald, Jurist, Rimpar

Die Gesamtbezüge der Geschäftsführung belaufen sich 

2016 auf EUR 426.669,69. 

Aufsichtsrat
Der Aufsichtsrat setzt sich wie folgt zusammen:

Herr Karl-Heinz Görrissen 

Vorsitzender  

Abteilungsleiter, Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur

Herr Dr. Stefan Krause 

Stellv. Vorsitzender  

Ministerialdirektor, Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur

Frau Eva-Maria Gsänger  

Regierungsdirektorin, Bundesministerium der Finanzen

Frau Bettina Hagedorn  

Mitglied des Deutschen Bundestages

Herr Christian K. Murach  

Geschäftsführer der KfW IPEX-Bank GmbH

Herr Eckhardt Rehberg  

Mitglied des Deutschen Bundestages

Bezüge des Aufsichtsrats
Die Gesamtbezüge für die Mitglieder des Aufsichtsrats für 

das Geschäftsjahr 2016 betrugen EUR 1.000,00.

Honorar des Abschlussprüfers
Das Honorar für Abschlussprüfungsleistungen für das 

Geschäftsjahr ist in Höhe von EUR 7.680,00 vereinbart. 

Für projektbegleitende Prüfungen (andere Bestätigungs-

leistungen im Sinne des § 285 Nr. 17 HGB) sind  

EUR 78.612,50 im Berichtszeitraum angefallen.

Ergebnisverwendungsvorschlag 
Die Geschäftsführung schlägt vor, den Jahresüberschuss 

an den Gesellschafter auszuschütten.

Nachtragsbericht
Vorgänge von besonderer Bedeutung für die Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage sind nach Abschluss des Ge-

schäftsjahres nicht eingetreten.

Berlin, 31. März 2017

Geschäftsführung
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„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

An die VIFG Verkehrsinfrastrukturfinanzierungs
gesellschaft mit beschränkter Haftung, Berlin

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 

Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter  

Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 

VIFG Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft mit  

beschränkter Haftung, Berlin, für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar bis 31. Dezember 2016 geprüft. Die Buchführung  

und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 

nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 

den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags 

liegen in der Verantwortung der Geschäftsführung der 

Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der  

von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 

den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 

und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB  

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung 

so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 

und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den  

Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs

mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht ver

mittelten Bildes der Vermögens-, Finanz und Ertragslage  

wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 

werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-

den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 

das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft 

sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des  

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 

sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres

abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 

Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-

lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 

wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführung sowie 

die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 

dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 

für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 

der VIFG Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft 

mit beschränkter Haftung, Berlin, den gesetzlichen 

Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des 

Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung 

der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der  

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 

Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-

abschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, 

vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der 

zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“

Berlin, den 1. Juni 2017

Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Gez. Nienhoff Wirtschaftsprüferin

Gez. Mertin Wirtschaftsprüfer 

Bestätigungsvermerk



38

Bericht des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat hat die ihm nach Gesetz und Satzung 

obliegenden Aufgaben wahrgenommen. Im Geschäftsjahr  

2016 haben vier Sitzungen sowie eine Klausursitzung 

stattgefunden. 

Der Aufsichtsrat hat sich von der Geschäftsführung über  

die wesentlichen Geschäftsvorfälle und die Lage des 

Unternehmens, insbesondere durch die Vorlage von Viertel

jahresberichten sowie die Berichterstattung über den 

Geschäftsverlauf in den Aufsichtsratssitzungen, informieren 

lassen.

Die Berichte der Geschäftsführung an den Aufsichtsrat 

vermitteln einen zutreffenden Einblick in die wirtschaft-

liche Lage des Unternehmens. Bei dieser Beurteilung 

stützt sich der Aufsichtsrat auch auf die Feststellung des 

Abschlussprüfers.

Allen zustimmungspflichtigen Maßnahmen wurde vom 

Aufsichtsrat während seiner Sitzungen zugestimmt.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Geschäfts-

jahr 2016 sind im Auftrag des Aufsichtsrates durch die 

Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft 

und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 

versehen worden. Auch die zusätzliche Prüfung nach § 53 

Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) hat nach Feststellung 

der Wirtschaftsprüfer keine Besonderheiten ergeben, die  

Anlass zu Zweifeln an der Ordnungsmäßigkeit der Ge-

schäftsführung geben könnten.

Der Prüfungsbericht liegt allen Aufsichtsräten vor. Der  

Aufsichtsrat hat auf der Grundlage seiner eigenen Prüfung  

des Jahresabschlusses und des Lageberichtes während 

seiner 51. Sitzung den Prüfungsbericht mit dem Wirt-

schaftsprüfer ausführlich erörtert und zustimmend zur 

Kenntnis genommen. Nach dem abschließenden Ergebnis 

seiner Prüfung sind Einwendungen nicht zu erheben.  

Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss gebilligt.

Berlin, 29. Juni 2017

Der Aufsichtsrat

Karl-Heinz Görrissen

Vorsitzender
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